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418. Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen über die Anwendbar-
keit der Bestimmungen des bestehenden UNIDO-Amtssitzabkommens und verwand-
ter Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen hin-
sichtlich der Vereinten Nationen für eine Interimsperiode bis zu deren Ersetzung
durch endgültige Abkommen
(NR: GP XVI RV 862 AB 974 S. 144. BR: AB 3139 S. 477.)

419. Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung über die Anwendbarkeit der Bestimmungen des bestehenden
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter Abkommen zwischen der Republik
Österreich und den Vereinten Nationen hinsichtlich der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung für eine Interimsperiode bis zu deren Erset-
zung durch endgültige Abkommen
(NR: GP XVI RV 863 AB 975 S. 144. BR: AB 3140 S. 477.)

420. Notenwechsel zwischen der Republik Österreich, den Vereinten Nationen, der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung und der Internationalen Atomener-
gie-Organisation über die Anwendbarkeit der bestehenden Abkommen betreffend
gemeinsame Bereiche des Internationalen Zentrums Wien für eine Interimsperiode bis
zu deren Ersetzung durch endgültige Abkommen
(NR: GP XVI RV 864 AB 976 S. 144. BR: AB 3141 S. 477.)

4 2 1 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und den Vereinten Nationen
über die Anwendbarkeit der Bestimmungen gewisser Zusatzabkommen zum bestehen-
den UNIDO-Amtssitzabkommen hinsichtlich der Vereinten Nationen für eine Inte-
rimsperiode bis zu deren Ersetzung durch endgültige Abkommen

422. Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung über die Anwendbarkeit der Bestim-
mungen gewisser Zusatzabkommen zum bestehenden UNIDO-Amtssitzabkommen
hinsichtlich der Organisation der Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung
für eine Interimsperiode bis zu deren Ersetzung durch endgültige Abkommen

418.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen über die Anwend-
barkeit der Bestimmungen des bestehenden UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter
Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen hinsichtlich der Ver-
einten Nationen für eine Interimsperiode bis zu deren Ersetzung durch endgültige Abkommen

VEREINTE NATIONEN

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!

Ich beehre mich, auf das Inkrafttreten der Sat-
zung der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) am 21. Juni
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1985 Bezug zu nehmen, das zur Umwandlung der
UNIDO, die durch die Resolutionen der General-
versammlung 2089 (XX) vom 20. Dezember 1965
und 2152 (XXI) vom 17. November 1966 als ein
Organ der Vereinten Nationen eingerichtet wor-
den war, in eine neue, durch die genannte Satzung
geschaffene internationale Organisation führte.

Bis zum Inkrafttreten neuer, als Folge dieser
Änderungen zu verhandelnder und abzuschließen-
der Abkommen betreffend den Sitz der UNIDO
und der Ämter der Vereinten Nationen in Wien
beehre ich mich vorzuschlagen, daß die folgenden
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen weiterhin sinngemäß auf
die Vereinten Nationen und ihre Ämter in der
Republik Österreich Anwendung finden:

1. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung vom 13. April 1967 einschließ-
lich eines Notenwechsels desselben Datums, BGBl.
Nr. 245/1967.

2. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung und anderer Ämter der Verein-
ten Nationen im Internationalen Zentrum Wien
vom 19. Jänner 1981, BGBl. Nr. 365/1981, voraus-
gesetzt, daß eine derartige weitere Anwendung
unbeschadet einer späteren Entscheidung hinsicht-
lich der jeweiligen Interessen der Vereinten Natio-
nen und der UNIDO betreffend Miete und Benüt-
zung in bezug auf den Bereich, auf den sich jenes
Abkommen bezieht, erfolgt.

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über die Postdienste
im Internationalen Zentrum Wien für die Vereinten
Nationen und die Internationale Atomenergie-
Organisation, einschließlich eines Notenwechsels,
vom 28. Juni 1979, BGBl. Nr. 417/1980.

4. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Organisation der Ver-
einten Nationen für Industrielle Entwicklung
betreffend die Soziale Sicherheit der Angestellten
dieser Organisation vom 15. Dezember 1970,
BGBl. Nr. 424/1971.

5. Notenwechsel vom 27. Juli 1982 zwischen der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
betreffend die Anwendbarkeit des Abkommens
über Soziale Sicherheit vom 15. Dezember 1970
zwischen der Regierung der Republik Österreich
und der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung auf Nicht-UNIDO-Ange-
stellte, BGBl. Nr. 340/1983.

6. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und dem Hochkommissär der Vereinten Nationen
für die Flüchtlinge betreffend die Soziale Sicherheit
der Angestellten beim Amt des Vertreters in Öster-
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reich des Hochkommissärs der Vereinten Nationen
für die Flüchtlinge vom 6. August 1976, BGBl.
Nr. 355/1977.

Die weitere Anwendung von zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich und den Ver-
einten Nationen gemäß den vorgenannten Abkom-
men geschlossenen Zusatzabkommen auf die Ver-
einten Nationen und ihre Ämter in der Republik
Österreich wird durch Zusatzabkommen zwischen
der Bundesregierung der Republik Österreich und
den. Vereinten Nationen geregelt, die gemeinsam
mit dem vorliegenden Notenwechsel in Kraft tre-
ten.

Wenn die Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre bestätigende Antwort ein
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen darstellen, welches — vor-
behaltlich der Mitteilung der Republik Österreich,
daß die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind —
am 1. Jänner 1986 in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Mowaffak Allaf m. p.
Generaldirektor

Büro der Vereinten Nationen Wien

S.E.
Leopold G r a t z
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Wien

Der Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
20. Dezember 1985 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, auf das Inkrafttreten der Sat-
zung der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) am 21. Juni
1985 Bezug zu nehmen, das zur Umwandlung der
UNIDO, die durch die Resolutionen der General-
versammlung 2089 (XX) vom 20. Dezember 1965
und 2152 (XXI) vom 17. November 1966 als ein
Organ der Vereinten Nationen eingerichtet wor-
den war, in eine neue, durch die genannte Satzung
geschaffene internationale Organisation führte.

Bis zum Inkrafttreten neuer, als Folge dieser
Änderungen zu verhandelnder und abzuschließen-
der Abkommen betreffend den Sitz der UNIDO
und der Ämter der Vereinten Nationen in Wien
beehre ich mich vorzuschlagen, daß die folgenden
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
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den Vereinten Nationen weiterhin sinngemäß auf
die Vereinten Nationen und ihre Ämter in der
Republik Österreich Anwendung finden:

1. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung vom 13. April 1967 einschließ-
lich eines Notenwechsels desselben Datums, BGBl.
Nr. 245/1967.

2. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung und anderer Ämter der Verein-
ten Nationen im Internationalen Zentrum Wien
vom 19. Jänner 1981, BGBl. Nr. 365/1981, voraus-
gesetzt, daß eine derartige weitere Anwendung
unbeschadet einer späteren Entscheidung hinsicht-
lich der jeweiligen Interessen der Vereinten Natio-
nen und der UNIDO betreffend Miete und Benüt-
zung in bezug auf den Bereich, auf den sich jenes
Abkommen bezieht, erfolgt.

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über die Postdienste
im Internationalen Zentrum Wien für die Vereinten
Nationen und die Internationale Atomenergie-
Organisation, einschließlich eines Notenwechsels,
vom 28. Juni 1979, BGBl. Nr. 417/1980.

4. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Organisation der Ver-
einten Nationen für Industrielle Entwicklung
betreffend die Soziale Sicherheit der Angestellten
dieser Organisation vom 15. Dezember 1970,
BGBl. Nr. 424/1971.

5. Notenwechsel vom 27. Juli 1982 zwischen der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
betreffend die Anwendbarkeit des Abkommens
über Soziale Sicherheit vom 15. Dezember 1970
zwischen der Regierung der Republik Österreich
und der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung auf Nicht-UNIDO-Ange-
stellte, BGBl. Nr. 340/1983.

6. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und dem Hochkommissär der Vereinten Nationen
für die Flüchtlinge betreffend die Soziale Sicherheit
der Angestellten beim Amt des Vertreters in Öster-
reich des Hochkommissärs der Vereinten Nationen
für die Flüchtlinge vom 6. August 1976, BGBl.
Nr. 355/1977.

Die weitere Anwendung von zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich und den Ver-
einten Nationen gemäß den vorgenannten Abkom-
men geschlossenen Zusatzabkommen auf die Ver-
einten Nationen und ihre Ämter in der Republik
Österreich wird durch Zusatzabkommen zwischen
der Bundesregierung der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen geregelt, die gemeinsam
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mit dem vorliegenden Notenwechsel in Kraft tre-
ten.

Wenn die Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre bestätigende Antwort ein
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen darstellen, welches — vor-
behaltlich der Mitteilung der Republik Österreich,
daß die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind —
am 1. Jänner 1986 in Kraft tritt."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Republik
Österreich diesem Vorschlag zustimmt und daß
Ihre Note und diese Antwortnote ein Abkommen
zwischen der Republik Österreich und den Verein-
ten Nationen darstellen, welches — vorbehaltlich
der Mitteilung der Republik Österreich, daß die
verfassungsmäßigen Voraussetzungen für das
Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind — am
1. Jänner 1986 in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Leopold Gratz m. p.

S.E.
Mowaffak Allaf
Generaldirektor
Büro der Vereinten Nationen in Wien
Wien

Die Ermächtigung zur Durchführung der vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsidenten
unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet.

Vranitzky

419.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und der Organisation der Vereinten Nationen
für Industrielle Entwicklung über die Anwendbarkeit der Bestimmungen des bestehenden
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen hinsichtlich der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung für eine Interimsperiode bis zu deren Ersetzung durch endgültige

Abkommen

ORGANISATION DER VEREINTEN NATIONEN
FÜR INDUSTRIELLE ENTWICKLUNG

20. Dezember 1985

Exzellenz!

Ich beehre mich, auf das Inkrafttreten der Sat-
zung der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) am 21. Juni
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1985 Bezug zu nehmen, das zur Umwandlung der
UNIDO, die durch die Resolutionen der General-
versammlung 2089 (XX) vom 20. Dezember 1965
und 2152 (XXI) vom 17. November 1966 als ein
Organ der Vereinten Nationen eingerichtet wor-
den war, in eine neue, durch die genannte Satzung
geschaffene internationale Organisation führte.

Bis zum Inkrafttreten neuer, als Folge dieser
Änderungen zu verhandelnder und abzuschließen-
der Abkommen betreffend den Sitz der UNIDO
und der Ämter der Vereinten Nationen in Wien
beehre ich mich vorzuschlagen, daß die folgenden
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen weiterhin sinngemäß auf
die UNIDO Anwendung finden:

1. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung vom 13. April 1967 einschließ-
lich eines Notenwechsels desselben Datums, BGBl.
Nr. 245/1967.

2. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung und anderer Ämter der Verein-
ten Nationen im Internationalen Zentrum Wien
vom 19. Jänner 1981, BGBl. Nr. 365/1981, voraus-
gesetzt, daß eine derartige weitere Anwendung
unbeschadet einer späteren Entscheidung hinsicht-
lich der jeweiligen Interessen der Vereinten Natio-
nen und der UNIDO betreffend Miete und Benüt-
zung in bezug auf den Bereich, auf den sich jenes
Abkommen bezieht, erfolgt.

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über die Postdienste
im Internationalen Zentrum Wien für die Vereinten
Nationen und die Internationale Atomenergie-
Organisation, einschließlich eines Notenwechsels,
vom 28. Juni 1979, BGBl. Nr. 417/1980.

4. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Organisation der Ver-
einten Nationen für Industrielle Entwicklung
betreffend die Soziale Sicherheit der Angestellten
dieser Organisation vom 15. Dezember 1970,
BGBl. Nr. 424/1971.

Die weitere Anwendung von zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich und den Ver-
einten Nationen gemäß den vorgenannten Abkom-
men geschlossenen Zusatzabkommen auf die
UNIDO wird durch Zusatzabkommen zwischen
der Bundesregierung der Republik Österreich und
der Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung geregelt, die gemeinsam mit
dem vorliegenden Notenwechsel in Kraft treten.

Wenn die Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
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diese Note und Ihre bestätigende Antwort ein
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung darstellen, welches — vorbe-
haltlich der Mitteilung der Republik Österreich,
daß die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind —
am 1. Jänner 1986 in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Domingo L. Siazon m. p.
Generaldirektor

S.E.
Leopold G r a t z
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
Wien

Der Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom

20. Dezember 1985 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, auf das Inkrafttreten der Sat-
zung der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) am 21. Juni
1985 Bezug zu nehmen, das zur Umwandlung der
UNIDO, die durch die Resolutionen der General-
versammlung 2089 (XX) vom 20. Dezember 1965
und 2152 (XXI) vom 17. November 1966 als ein
Organ der Vereinten Nationen eingerichtet wor-
den war, in eine neue, durch die genannte Satzung
geschaffene internationale Organisation führte.

Bis zum Inkrafttreten neuer, als Folge dieser
Änderungen zu verhandelnder und abzuschließen-
der Abkommen betreffend den Sitz der UNIDO
und der Ämter der Vereinten Nationen in Wien
beehre ich mich vorzuschlagen, daß die folgenden
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen weiterhin sinngemäß auf
die UNIDO Anwendung finden:

1. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung vom 13. April 1967 einschließ-
lich eines Notenwechsels desselben Datums, BGBl.
Nr. 245/1967.

2. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung und anderer Ämter der Verein-
ten Nationen im Internationalen Zentrum Wien
vom 19. Jänner 1981, BGBl. Nr. 365/1981, voraus-
gesetzt, daß eine derartige weitere Anwendung
unbeschadet einer späteren Entscheidung hinsicht-
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lich der jeweiligen Interessen der Vereinten Natio-
nen und der UNIDO betreffend Miete und Benüt-
zung in bezug auf den Bereich, auf den sich jenes
Abkommen bezieht, erfolgt.

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über die Postdienste
im Internationalen Zentrum Wien für die Vereinten
Nationen und die Internationale Atomenergie-
Organisation, einschließlich eines Notenwechsels,
vom 28. Juni 1979, BGBl. Nr. 417/1980.

4. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Organisation der Ver-
einten Nationen für Industrielle Entwicklung
betreffend die Soziale Sicherheit der Angestellten
dieser Organisation vom 15. Dezember 1970,
BGBl. Nr. 424/1971.

Die weitere Anwendung von zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich und den Ver-
einten Nationen gemäß den vorgenannten Abkom-
men geschlossenen Zusatzabkommen auf die
UNIDO wird durch Zusatzabkommen zwischen
der Bundesregierung der Republik Österreich und
der Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung geregelt, die gemeinsam mit
dem vorliegenden Notenwechsel in Kraft treten.

Wenn die Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre bestätigende Antwort ein
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung darstellen, welches — vorbe-
haltlich der Mitteilung der Republik Österreich,
daß die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind —
am 1. Jänner 1986 in Kraft tritt."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Republik
Österreich diesem Vorschlag zustimmt und daß
Ihre Note und diese Antwortnote ein Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Organi-
sation der Vereinten Nationen für Industrielle Ent-
wicklung darstellen, welches — vorbehaltlich der
Mitteilung der Republik Österreich, daß die verfas-
sungsmäßigen Voraussetzungen für das Inkrafttre-
ten des Abkommens erfüllt sind — am 1. Jänner
1986 in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Leopold Gratz m. p.

S.E.
Domingo L. S i a z o n jr.
Generaldirektor
Organisation der Vereinten Nationen
für Industrielle Entwicklung

Wien
Die Ermächtigung zur Durchführung der vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsidenten

unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet.

Vranitzky
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420.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel zwischen der Republik Österreich, den Vereinten Nationen, der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung und der Internationalen Atomenergie-Organi-
sation über die Anwendbarkeit der bestehenden Abkommen betreffend gemeinsame Bereiche des
Internationalen Zentrums Wien für eine Interimsperiode bis zu deren Ersetzung durch end-

gültige Abkommen

VEREINTE NATIONEN
INTERNATIONALE
ATOMENERGIE-ORGANISATION
ORGANISATION DER VEREINTEN NATIONEN
FÜR INDUSTRIELLE ENTWICKLUNG

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!

Wir beehren uns, auf das Inkrafttreten der Sat-
zung der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) am 21. Juni
1985 Bezug zu nehmen, das zur Umwandlung der
UNIDO, die durch die Resolutionen der General-
versammlung 2089 (XX) vom 20. Dezember 1965
und 2152 (XXI) vom 17. November 1966 als ein
Organ der Vereinten Nationen eingerichtet wor-
den war, in eine neue, durch die genannte Satzung
geschaffene internationale Organisation führte.

Bis zum Inkrafttreten neuer, als Folge dieser
Änderungen zu verhandelnder und abzuschließen-
der Abkommen betreffend den Sitz der UNIDO
und der Ämter der Vereinten Nationen in Wien
beehren wir uns vorzuschlagen, daß die folgenden
Abkommen weiterhin auf diese Ämter der Verein-
ten Nationen, die Internationale Atomenergie-
Organisation und die Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung Anwendung
finden:

1. Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich, der Internationalen Atom-
energie-Organisation und den Vereinten Nationen
über den gemeinsamen Amtssitzbereich vom
28. September 1979, BGBl. Nr. 465/1979.

2. Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über den den Vereinten
Nationen und der Internationalen Atomenergie-
Organisation gemeinsamen Amtssitzbereich im
Internationalen Zentrum Wien vom 19. Jänner
1981, BGBl. Nr. 363/1981.

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über die Errichtung
und Verwaltung eines Gemeinsamen Fonds zur
Finanzierung größerer Reparaturen und Erneue-
rungen in deren Amtssitzen im Internationalen

269
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Zentrum Wien vom 19. Jänner 1981 einschließlich
eines Notenwechsels desselben Datums über die
Streitbeilegung nach diesem Abkommen, BGBl.
Nr. 364/1981, vorausgesetzt, daß:

a) die UNIDO zusätzlich zu den Vereinten
Nationen als Partei dieses Abkommens
betrachtet wird;

b) die UNIDO als in der Klausel des Artikels 3
Absatz 2 lit. a des Abkommens angeführt
betrachtet wird;

c) die in Artikel 3 Absatz 1 und 3 Absatz 2 lit. a
des Abkommens genannten Summen durch
25000 US-Dollar bzw. 150000 US-Dollar
ersetzt werden.

Die weitere Anwendung eines zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich, den Verein-
ten Nationen, der Internationalen Atomenergie-
Organisation und der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung gemäß den
vorgenannten Abkommen geschlossenen Zusatzab-
kommens wird durch ein Zusatzabkommen zwi-
schen der Bundesregierung der Republik Öster-
reich, den Vereinten Nationen, der Internationalen
Atomenergie-Organisation und der Organisation
der Vereinten Nationen für Industrielle Entwick-
lung geregelt, das gemeinsam mit dem vorliegenden
Abkommen in Kraft tritt.

Wenn die Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt, beehren wir uns vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre bestätigende Antwort ein
Abkommen zwischen der Republik Österreich, den
Vereinten Nationen, der Internationalen Atom-
energie-Organisation und der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung
darstellen, welches — vorbehaltlich der Mitteilung
der Republik Österreich, daß die verfassungsmäßi-
gen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses
Abkommens erfüllt sind — am 1. Jänner 1986 in
Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck unse-
rer vorzüglichen Hochachtung.

Mowaffak Allaf m. p.
Generaldirektor

Büro der Vereinten Nationen in Wien

Hans Blix m. p.
Generaldirektor

Internationale Atomenergie-Organisation

Domingo L. Siazon m. p.
Generaldirektor

Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung
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S.E.
Leopold G r a t z
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Wien

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenzen!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
20. Dezember 1985 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Wir beehren uns, auf das Inkrafttreten der Sat-
zung der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) am 21. Juni
1985 Bezug zu nehmen, das zur Umwandlung der
UNIDO, die durch die Resolutionen der General-
versammlung 2089 (XX) vom 20. Dezember 1965
und 2152 (XXI) vom 17. November 1966 als ein
Organ der Vereinten Nationen eingerichtet wor-
den war, in eine neue, durch die genannte Satzung
geschaffene internationale Organisation führte.

Bis zum Inkrafttreten neuer, als Folge dieser
Änderungen zu verhandelnder und abzuschließen-
der Abkommen betreffend den Sitz der UNIDO
und der Ämter der Vereinten Nationen in Wien
beehren wir uns vorzuschlagen, daß die folgenden
Abkommen weiterhin auf diese Ämter der Verein-
ten Nationen, die Internationale Atomenergie-
Organisation und die Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung Anwendung
finden:

1. Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich, der Internationalen Atom-
energie-Organisation und den Vereinten Nationen
über den gemeinsamen Amtssitzbereich vom
28. September 1979, BGBl. Nr. 465/1979.

2. Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über den den Vereinten
Nationen und der Internationalen Atomenergie-
Organisation gemeinsamen Amtssitzbereich im
Internationalen Zentrum Wien vom 19. Jänner
1981, BGBl. Nr. 363/1981.

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über die Errichtung
und Verwaltung eines Gemeinsamen Fonds zur
Finanzierung größerer Reparaturen und Erneue-
rungen in deren Amtssitzen im Internationalen
Zentrum Wien vom 19. Jänner 1981 einschließlich
eines Notenwechsels desselben Datums über die
Streitbeilegung nach diesem Abkommen, BGBl.
Nr. 364/1981, vorausgesetzt, daß:

a) die UNIDO zusätzlich zu den Vereinten
Nationen als Partei dieses Abkommens
betrachtet wird;



2486 173. Stück — Ausgegeben am 5. August 1986 — Nr. 420

b) die UNIDO als in der Klausel des Artikels 3
Absatz 2 lit. a des Abkommens angeführt
betrachtet wird;

c) die in Artikel 3 Absatz 1 und 3 Absatz 2 lit. a
des Abkommens genannten Summen durch
25000 US-Dollar bzw. 150000 US-Dollar
ersetzt werden.

Die weitere Anwendung eines zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich, den Verein-
ten Nationen, der Internationalen Atomenergie-
Organisation und der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung gemäß den
vorgenannten Abkommen geschlossenen Zusatzab-
kommens wird durch ein Zusatzabkommen zwi-
schen der Bundesregierung der Republik Öster-
reich, den Vereinten Nationen, der Internationalen
Atomenergie-Organisation und der Organisation
der Vereinten Nationen für Industrielle Entwick-
lung geregelt, das gemeinsam mit dem vorliegenden
Abkommen in Kraft tritt.

Wenn die Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt, beehren wir uns vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre bestätigende Antwort ein
Abkommen zwischen der Republik Österreich, den
Vereinten Nationen, der Internationalen Atom-
energie-Organisation und der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung
darstellen, welches — vorbehaltlich der Mitteilung
der Republik Österreich, daß die verfassungsmäßi-
gen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses
Abkommens erfüllt sind — am 1. Jänner 1986 in
Kraft tritt."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Republik
Österreich diesem Vorschlag zustimmt und daß
Ihre Note und diese Antwortnote ein Abkommen
zwischen der Republik Österreich, den Vereinten
Nationen, der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation und der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung darstellen,
welches — vorbehaltlich der Mitteilung der Repu-
blik Österreich, daß die verfassungsmäßigen Vor-
aussetzungen für das Inkrafttreten des Abkommens
erfüllt sind — am 1. Jänner 1986 in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenzen, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

Leopold Gratz m. p.

S E.
Mowaffak A l l a f
Generaldirektor
Büro der Vereinten Nationen in Wien
W i e n

S.E.
Hans B l i x
Generaldirektor
Internationale Atomenergie-Organisation

Wien
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S. E.
Domingo L. S iazon jr.
Generaldirektor
Organisation der Vereinten Nationen
für Industrielle Entwicklung
Wien

Die Ermächtigung zur Durchführung der vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsidenten
unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet.

Vranitzky

4 2 1 .

Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und den Vereinten Natio-
nen über die Anwendbarkeit der Bestimmungen gewisser Zusatzabkommen zum bestehenden
UNIDO-Amtssitzabkommen hinsichtlich der Vereinten Nationen für eine Interimsperiode bis zu

deren Ersetzung durch endgültige Abkommen

VEREINTE NATIONEN

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!

Unter Bezugnahme auf den Notenwechsel zwi-
schen der Republik Österreich und den Vereinten
Nationen über die Anwendbarkeit der Bestimmun-
gen des bestehenden UNIDO-Amtssitzabkommens
und verwandter Abkommen zwischen der Republik
Österreich und den Vereinten Nationen hinsicht-
lich der Vereinten Nationen für eine Interimspe-
riode bis zu deren Ersetzung durch endgültige
Abkommen, der am heutigen Tag erfolgte, beehre
ich mich vorzuschlagen, daß bis zum Inkrafttreten
der neuen Abkommen die folgenden Abkommen
zwischen der Bundesregierung der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen weiterhin sinn-
gemäß auf die Vereinten Nationen und ihre Ämter
in der Republik Österreich Anwendung finden:

1. Abkommen zwischen dem Hilfswerk der Ver-
einten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen
Osten und der Bundesregierung der Republik
Österreich über Privilegien und Immunitäten von
dessen Hauptquartier vom 28. Juni 1978 und 4. Juli
1978, BGBl. Nr. 466/1978.

2. Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
über den Amtssitz der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen vom 28. September
1979, BGBl. Nr. 464/1979, vorausgesetzt, daß eine
derartige weitere Anwendung unbeschadet einer
späteren Entscheidung hinsichtlich der jeweiligen
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Interessen der Vereinten Nationen und der
UNIDO betreffend Miete und Benützung in bezug
auf den Bereich, auf den sich jenes Abkommen
bezieht, erfolgt.

3. Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
betreffend die Einräumung bestimmter zusätzlicher
Privilegien an die Angestellten der Vereinten
Nationen mit Dienstort in Österreich vom 12. Jän-
ner 1982 und 27. Jänner 1982, BGBl. Nr. 217/
1982.

Wenn die Bundesregierung der Republik Öster-
reich diesem Vorschlag zustimmt, beehre ich mich
vorzuschlagen, daß diese Note und Ihre bestäti-
gende Antwort ein Abkommen zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich und den Ver-
einten Nationen darstellen, welches gemeinsam mit
dem Notenwechsel zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über die
Anwendbarkeit der Bestimmungen des bestehenden
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen hinsichtlich der Vereinten
Nationen für eine Interimsperiode bis zu deren
Ersetzung durch endgültige Abkommen in Kraft
tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Mowaffak Allaf m. p.

Generaldirektor
Büro der Vereinten Nationen in Wien

S.E.
Leopold G r a t z
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
Wien

Der Bundesminister

für Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom

20. Dezember 1985 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf den Notenwechsel . . .
(es folgt der weitere Text der Note in deutscher
Sprache) . . . für eine Interimsperiode bis zu deren
Ersetzung durch endgültige Abkommen in Kraft
tritt."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Bundesre-
gierung der Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt und daß Ihre Note und diese Antwort-
note ein Abkommen zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich und den Vereinten Natio-
nen darstellen, welches gemeinsam mit dem Noten-
wechsel zwischen der Republik Österreich und den
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Vereinten Nationen über die Anwendbarkeit der
Bestimmungen des bestehenden UNIDO-Amtssitz-
abkommens und verwandter Abkommen zwischen
der Republik Österreich und den Vereinten Natio-
nen hinsichtlich der Vereinten Nationen für eine
Interimsperiode bis zu deren Ersetzung durch end-
gültige Abkommen in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Leopold Gratz m. p.

S. E.
Mowaffak A l l a f
Generaldirektor
Büro der Vereinten Nationen in Wien

Wien

Vranitzky

422.

Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung über die Anwendbarkeit der Bestimmungen
gewisser Zusatzabkommen zum bestehenden UNIDO-Amtssitzabkommen hinsichtlich der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung für eine Interimsperiode bis zu

deren Ersetzung durch endgültige Abkommen

ORGANISATION DER VEREINTEN NATIONEN
FÜR INDUSTRIELLE ENTWICKLUNG

20. Dezember 1985

Exzellenz!

Unter Bezugnahme auf den Notenwechsel zwi-
schen der Republik Österreich und der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Industrielle Ent-
wicklung über die Anwendbarkeit der Bestimmun-
gen des bestehenden UNIDO-Amtssitzabkommens
und verwandter Abkommen zwischen der Republik
Österreich und den Vereinten Nationen hinsicht-
lich der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung für eine Interimsperiode
bis zu deren Ersetzung durch endgültige Abkom-
men, der am heutigen Tag erfolgte, beehre ich mich
vorzuschlagen, daß bis zum Inkrafttreten der neuen
Abkommen die folgenden Abkommen zwischen
der Bundesregierung der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen weiterhin sinngemäß auf
die UNIDO Anwendung finden:

1. Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
über den Amtssitz der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung und anderer
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Ämter der Vereinten Nationen vom 28. September
1979, BGBl. Nr. 464/1979, vorausgesetzt, daß eine
derartige weitere Anwendung unbeschadet einer
späteren Entscheidung hinsichtlich der jeweiligen
Interessen der Vereinten Nationen und der
UNIDO betreffend Miete und Benützung in bezug
auf den Bereich, auf den sich jenes Abkommen
bezieht, erfolgt.

2. Abkommen zwischen der Bundesregierung der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
betreffend die Einräumung bestimmter zusätzlicher
Privilegien an die Angestellten der Vereinten
Nationen mit Dienstort in Österreich vom 12. Jän-
ner 1982 und 27. Jänner 1982, BGBl. Nr. 217/
1982.

Wenn die Bundesregierung der Republik Öster-
reich diesem Vorschlag zustimmt, beehre ich mich
vorzuschlagen, daß diese Note und Ihre bestäti-
gende Antwort ein Abkommen zwischen der Bun-
desregierung der Republik Österreich und der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung darstellen, welches gemeinsam
mit dem Notenwechsel zwischen der Republik
Österreich und der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung über die
Anwendbarkeit der Bestimmungen des bestehenden
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen hinsichtlich der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Industrielle Ent-
wicklung für eine Interimsperiode bis zu deren
Ersetzung durch endgültige Abkommen in Kraft
tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Domingo L. Siazon m. p.

Generaldirektor

S.E.
Leopold G r a t z
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
Wien

Der Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 20. Dezember 1985

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
20. Dezember 1985 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf den Notenwechsel . . .
(es folgt der weitere Text der Note in deutscher
Sprache) . . . für eine Interimsperiode bis zu deren
Ersetzung durch endgültige Abkommen in Kraft
tritt."
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Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Bundesre-
gierung der Republik Österreich diesem Vorschlag
zustimmt und daß Ihre Note und diese Antwort-
note ein Abkommen zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich und der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung
darstellen, welches gemeinsam mit dem Noten-
wechsel zwischen der Republik Österreich und der
Organisation der Vereinten Nationen für Indu-
strielle Entwicklung über die Anwendbarkeit der
Bestimmungen des bestehenden UNIDO-Amtssitz-
abkommens und verwandter Abkommen zwischen
der Republik Österreich und den Vereinten Natio-
nen hinsichtlich der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung für eine
Interimsperiode bis zu deren Ersetzung durch end-
gültige Abkommen in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Leopold Gratz m. p.

S.E.
Domingo L. S i a z o n jr.
Generaldirektor
Organisation der Vereinten Nationen
für Industrielle Entwicklung

W i e n

Vranitzky
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